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Die SVP ist auf dem Vor-
marsch. Bei den kantonalen
Parlamentswahlen konnte sie
überall zulegen. Im Kanton
Wallis hat die SVP die Sitzzahl
von 12 auf 21 Sitze ausge-
baut, im Kanton Neuenburg
von 14 auf 20 Sitze und im
Kanton Genf von 9 auf 11 Sit-
ze. Offensichtlich hat das Volk
genug von der uneinge-
schränkten Zuwanderung und
von der rotgrünen Politik, die

unseren Staat ausbluten lässt,
indem unsere Leistungen der
Sozialwerke den Einwande-
rern auf einem Tablett serviert
werden. 
Die Resultate stimmen mich
zuversichtlich für die kom-
menden Grossratswahlen. 
Die SVP ist die einzige Partei,
die seit Jahren den Mut hat,
Missstände in unserer Gesell-
schaft aufzudecken und aktiv
zu bekämpfen. Und dies trägt
je länger, je
mehr Früchte.
Immer mehr
Leute sehen,
dass es wichtig
ist, dass man
sich in der
Schweiz frei
und sicher füh-
len kann und dass der Einzel-
ne die Früchte seiner Arbeit
auch ernten kann. 
Immer mehr Leute sehen,
dass ein Miteinander der
Menschen mehr bringt als der
Ausbau sogenannt professio-
neller Stellen, die den Men-
schen von der Wiege bis zur
Bahre bevormunden, und
dass Eigenverantwortung der
Weg ist und immer mehr The-
rapie à la Carlos nicht nur

Werner Salzmann,
Parteipräsident, Mülchi

nicht finanzierbar, sondern ein
Blödsinn ist. 
Immer mehr Leute sehen,
dass uns die Zuwanderung
immer mehr über den Kopf
wächst. Bereits leben mehr
als 8 Mio. Menschen in der
Schweiz, davon 1 Mio. im
Kanton Bern. Immer mehr
Raum wird bebaut und ge-
nutzt. Die Verkehrsinfrastruk-
tur ist am Anschlag und
gleichzeitig wächst der

Wunsch nach
Erhalt frucht-
barer Böden
und Schutz
von Flora und
Fauna. 
Deshalb geht
die SVP ge-
stärkt und

furchtlos in jeden neuen
Kampf und lässt nicht locker.
Jeder Abstimmungstermin ist
wichtig, denn es geht um das
Wohl des Landes und des
Kantons. Unsere Argumente
müssen aber auch weiterer-
zählt werden – und dafür
braucht es jedes einzelne Par-
teimitglied. Herzlichen Dank
für Ihre Unterstützung!

Werner Salzmann
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Furchtloser 
Einsatz für die Demokratie

Schweizer Pass kaufen
In der Schweiz sind wir Bürger
die eigentliche Regierung. Von
der Verfassung bis zur Tempo-
30-Zone bestimmen wir. Entspre-
chend hoch sind die Hürden für
die Aufnahme in den Kreis der
Bestimmenden. So war es jeden-
falls, bis der Film «Schweizerma-
cher» das Einbürgerungsverfah-
ren auf die Schippe nahm und
man in der Folge die Anforderun-
gen drastisch senkte. 
Heute genügt es, wenn sich je-
mand knapp verständigen kann.
Weder frühere Straftaten noch
Sozialhilfeabhängigkeit sind Ab-
lehnungsgründe. Eine Aufent-
haltsgenehmigung braucht es
nicht mehr. Es kommt oft vor,
dass ein abgewiesener Asylsu-
chender vorläufig aufgenommen
wird, weil das Herkunftsland ihn
nicht zurücknimmt, und schliess-
lich Schweizer wird, obwohl er
zuvor nicht einmal als Flüchtling
anerkannt wurde.
Höchste Zeit, dass dies wieder
ändert und nur noch diejenigen
eingebürgert werden, die auch
wirklich Schweizer werden und
nicht einfach nur ein neues Rei-
sedokument kaufen wollen.
Aliki Panayides, Geschäftsführe-
rin und Gemeinderätin

Beilagen beachten

«Eine demokratische politi-
sche Kultur lebt bekannt-
lich von der Meinungsfreu-
de und der Anteilnahme der
Bürger. Das setzt Furchtlo-
sigkeit voraus.»

Jutta Limbach
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Die 1:12-Initiative, welche
am 24. November zur Ab-
stimmung kommt, bildet
den Auftakt zu einer Serie
von Vorlagen, welche ins
Mark unserer Wirtschafts-
ordnung, unseres Wohl-
standes und unserer Ei-
gentumsrechte zielen –
der Kapitalismus soll über-
wunden werden!? 
Nach der 1:12-Initiative der
Jungsozialisten darf der
höchste Lohn in einer Firma
nicht höher sein als zwölf
Mal der tiefste Lohn. Die So-
zialpartner würden die Auf-

len geht bei Annahme der
Initiative von Steuerausfäl-
len alleine bei der direkten
Bundessteuer von bis zu 1,5
Mia. Franken aus, bei den
Sozialleistungen gar von bis
zu 2,5 Mia. Franken.

Es ist falsch anzunehmen,
nur die Top-Verdiener seien
von der Initiative betroffen.
Es wird KMU, welche keine
Saläre über 500’000.– be-
zahlen, genau gleich treffen

wie die natürlichen Perso-
nen des Mittelstands. Denn
die oben beschriebenen
Ausfälle bei den Steuern und
bei den Sozialleistungen
müssen von jemandem be-
zahlt werden. Es wird einmal
mehr das Gewerbe und den
Mittelstand treffen. Deshalb
gilt es, gleich wie Bundesrat
und Parlament dies empfeh-
len, deutlich NEIN zu sagen
zu unüberlegten Experimen-
ten. 

Hansruedi Wandfluh

Nein zur 1:12-Initiative

Hansruedi Wandfluh,
Nationalrat, Frutigen

Nous voterons le 24 no-
vembre 2013 sur l’initiative
1:12 qui est le prélude à
une série de projets qui vi-
sent aussi bien notre ordre
économique que notre
bien-être et nos droits de
propriété et qui ont pour
objectif d’abolir le capita-
lisme.

Selon l’initiative des Jeunes-
ses socialistes 1 :12, le salai-
re le plus élevé dans une en-
treprise ne doit pas être plus
de douze fois supérieur au
salaire le plus bas. Les par-
tenaires sociaux délèguerai-
ent la tâche de formation des
salaires pour le management
le plus élevé, y compris la
surveillance des prescripti-
ons à l’État. Si les salaires au
top étaient adaptés selon le
souhait des Jeunesses so-
cialistes, les salaires moyens
devraient être aussi revus à
la baisse pour maintenir la
structure salariale.

Les entreprises ayant du mal
à se conformer à la quote-
part des salaires trouveraient
facilement des solutions
pour déjouer ces prescripti-
ons. Il est illusoire de penser
que les salaires baisseraient
en application de l’initiative.
Par contre, les entreprises
pourraient envisager des ra-
tionalisations ou des exter-
nalisations. P. ex., une tech-

nicienne de surface indé-
pendante reprendrait les tra-
vaux de nettoyage effectués
jusqu’alors par une femme
de ménage engagée par
l’entreprise. Les prestations
de management seraient
gérées par une société ex-
terne, peut-être même de
l'étranger. Il ressort d’une
étude de la Haute école de
commerce de St-Gall qu’un
Oui à cette initiative coûte-
rait à la Confédération jus-
qu’à 1.5 milliard de francs en
recettes fiscales de l’impôt
fédéral direct et jusqu’à 2,5
milliards en recettes pour les
prestations sociales.  

Il est faux de penser que
seuls les salaires des tops
managers seraient touchés
par l’application de cette in-
itiative. Les PME qui ne ver-
sent pas des salaires au-delà
de 500'000 francs et les per-
sonnes physiques de la clas-
se moyenne seront aussi vic-
times de cette initiative. Car
il faudra compenser les per-
tes en rentrées fiscales et en
prestations sociales sus-
mentionnées. Et une fois de
plus, la classe moyenne et
l’artisanat seront les pre-
miers touchés. Suivons la re-
commandation du Conseil
fédéral et du Parlement et
glissons un NON dans l’urne
le 24 novembre prochain.

Non à l’initiative 1:12

gabe der Lohnfindung für
das oberste Management
dem Staat überlassen, inklu-
sive Überwachung der Ein-
haltung der Vorschriften.
Würden die obersten Löhne
wie von den Jungsozialis-
ten gewünscht angepasst,
müssten auch die mittleren
Löhne nach unteren korri-
giert werden, denn sonst
stimmt das Lohngefüge
nicht mehr.

Konzerne, welche Probleme
mit der Einhaltung der Lohn-
quote hätten, würden mit
 Sicherheit Umgehungsmög-
lichkeiten suchen und diese
auch finden. Es ist eine Illu-
sion anzunehmen, dass we-
gen der Initiative die tiefen
Löhne angehoben würden.
Es ist vielmehr davon auszu-
gehen, dass sie wegrationa-
lisiert oder ausgelagert wer-
den. Neu würde vermutlich
eine selbständige Raum-
pflegerin die Reinigungs -
arbeiten in einem Büro erle-
digen und nicht mehr eine
angestellte Putzfrau. Und
die Managementleistungen
würden künftig vermutlich
bei separaten Management-
gesellschaften eingekauft,
möglicherweise sogar im
Ausland. Eine Studie der
Handelshochschule St. Gal-

Nützen Sie die Flyer-Verteil-Aktion der 
SVP Schweiz!

Näheres unter
www.flyer-ueberall.ch/familieninitiative
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Die eidgenössische Famili-
en-Initiative der SVP will,
dass auch Eltern, die ihre
Kinder selber betreuen, ei-
nen Steuerabzug machen
können. Das heisst, alle Fa-
milien können einen Steuer-
abzug machen unabhängig
davon, ob das Kind selbst-
oder fremdbetreut wird. 
Die Diskriminierung selbst-
erziehender Familien muss
gestoppt werden. Denn bis
jetzt war es so geregelt, dass
nur die Familien, welche ihre
Kinder fremdbetreuen lies-

gen und das Leben zu meis-
tern und in der Gemein-
schaft positiv mitzugestal-
ten. 

Die Eltern geben dem Kind
die Wurzeln: Sie stärken
dessen Selbstvertrauen und
Eigenverantwortung und
vermitteln ihnen Werte wie
Vertrauen, Achtung und
Respekt anderen Lebewe-
sen gegenüber, Ehrlichkeit,
Verlässlichkeit, stellen aber
auch Regeln auf, die befolgt
werden müssen, ansonsten
Konsequenzen zu tragen
sind. Diese Erziehungsarbeit

ist von den Eltern und nicht
vom Staat zu erbringen. 
Die SVP will junge Familien
und künftige Generationen
durch Steuerabzüge entlas-
ten und so dazu ermuntern
und beitragen, dass dem
wichtigsten, schönsten und
verantwortungsvollsten Be-
ruf der Welt wieder die ver-
diente Achtung geschenkt
wird. Deshalb bitte ich Sie,
bei Ihren Verwandten und
Bekannten für ein Ja zur
wichtigen SVP-Familien-Ini-
tiative zu werben. 

Andrea Geissbühler

Schluss mit der Diskriminierung von
 Eltern, die ihre Kinder selber betreuen

Andrea Geissbühler,
Nationalrätin, Bäriswil

L’initiative fédérale UDC sur
les familles demande que les
parents qui gardent eux-mê-
mes leurs enfants bénéficient
d’une déduction fiscale, peu
importe qu’ils gardent leurs
enfants eux-mêmes ou qu’ils
les fassent garder. 
Il faut arrêter de discriminer
les familles qui gardent elles-
mêmes leurs enfants. Actuel-
lement seules les familles
dont les enfants sont gardés
par des tiers peuvent profiter
d’allégements fiscaux. 
Pas question de les léser avec
cette initiative. Mais nous de-
mandons l’équité, car les fa-
milles dans leur majorité or-

En finir avec la discrimination de parents qui gardent eux-mêmes leurs enfants

sen, von Steuerentlastun-
gen profitieren konnten.
Wir wollen aber mit der Ini-
tiative niemandem etwas
wegnehmen. Nein, wir wol-
len Gerechtigkeit herstellen,
denn die grosse Mehrheit
der Familien organisiert die
Betreuung ihrer Kinder
selbst und beansprucht kei-
nen staatlich mitfinanzierten
Krippenplatz.
Da die SVP für eine Politik
der Eigenverantwortung und
zum Wohle der Familie ein-
tritt, dürfen wir unsere Kin-
der und ihre Erziehung nicht
dem Staat überlassen, son-
dern jede Familie soll selber
entscheiden können, wie die
Erziehungsarbeit zum Wohle
des Kindes organisiert wer-
den kann.
Der bekannte Pfarrer und
Dichter Jeremias Gotthelf
hat es mit der Aussage auf
den Punkt gebracht: «Im
Hause muss beginnen, was
leuchten soll im Vaterland.»
Das Gemeinwesen lebt von
gut funktionierenden Famili-
en, von Familien, welche ihre
Kinder erziehen, heranbil-
den und ihnen Werte vermit-
teln, die sie ihrerseits befä-
higen, Konflikte zu bewälti-

ganisent elles-mêmes la gar-
de de leurs enfants et ne de-
mandent pas une place dans
une crèche cofinancée par
l’État. 
Jeremias Gotthelfl’a bien dit:
à la maison doit commencer
ce qui doit briller dans notre
patrie. La société vit de famil-
les qui fonctionnent bien, qui
éduquent et instruisent leurs
enfants en leur transmettant
des valeurs qui les aident à
faire face à des conflits, à gé-
rer plus tard leur vie d’adulte
et à œuvrer positivement
dans notre société. 
Les parents posent les jalons:
ils renforcent la confiance en

soi et l’autoresponsabilité de
leurs enfants; ils leur incul-
quent des valeurs morales
comme la confiance, l’estime
et le respect des autres tout
comme l’honnêteté et la fia-
bilité; ils leur imposent aussi
des règles de conduite qui, si
elles n’étaient pas respectées
pourraient avoir des consé-
quences. Il revient aux pa-
rents – et non à l’État – d’as-
sumer cette tâche éducative,
car ils sont les mieux placés
pour connaître les besoins de
leur enfant et son degré de
développement.
Pour que les parents puissent
assumer la garde et l’éduca-

tion de leurs enfants correc-
tement, ils doivent pouvoir
compter sur la reconnaissan-
ce et l’estime que leur vaut
leur rôle de femme ou d’hom-
me au foyer. L’éducation et la
garde des enfants, une famille
bien organisée et fonction-
nant selon des principes tra-
ditionnels méritent notre esti-
me. 
L’UDC veut décharger les fa-
milles et les générations futu-
res par des déductions fisca-
les et revaloriser l’image du
métier le plus important, le
plus beau et le plus empreint
de responsabilités au monde,
celui d’être parent.
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Der Netzbeschluss be-
stimmt, welche Strassen
zum Nationalstrassennetz
gehören. Neu sollen 380
 Kilometer bereits gebauter
Kantonsstrassen zum Bund
wechseln und damit auch
Betrieb und Unterhalt. Kein
einziger Kanton, welcher
Kosten an den Bund abtre-
ten kann, hat angekündigt,
seine Steuern entsprechend
zu senken.

Darum sagen Sie am 24. No-
vember NEIN zur Vignetten-
preiserhöhung:

– Eine Preiserhöhung um
150 Prozent ist absolut
nicht gerechtfertigt. Der
Privatverkehr bezahlt be-
reits heute mehr als nötig,
nämlich jährlich (nur Bun-

können wir jetzt ein klares
STOPP senden gegen die
Abzockerei des Privatver-
kehrs.

– Unsere Strassen sind
überfüllt, die Staustunden
haben sich von 2009 bis
2012 mehr als verdoppelt.
Durch die Erhöhung der

Autobahnvignette wird es
keine einzige Minute weni-
ger Stau geben – an kriti-
schen Stellen ist nirgends
ein Ausbau geplant. Der
Privatverkehr wird zur
Kasse gebeten ohne jegli-
chen Mehrwert!

Nadja Pieren

NEIN zur 100 Franken Autobahnvignette

Nadja Pieren, Nationalrätin,
Burgdorf, Mitinitiantin des
Referendums

Les routes qui font partie du
réseau national sont dési-
gnées dans l’arrêté sur le ré-
seau routier. Nouveau : 380
km de routes devraient pas-
ser du statut de routes can-
tonales à nationales. La
Confédération reprendrait
alors l’exploitation et l’entre-
tien de ces 380 km. Pas un
seul canton n’a annoncé
qu’il baisserait ses impôts
suite à la prise en charge de
ces routes et de leurs coûts. 

Vous voterez donc NON le
24 novembre 2013 à cette
augmentation de la vignette
routière pour les raisons sui-
vantes : 

– une augmentation de
150% ne se justifie pas en
l’occurrence. Les usagers
de la route paient déjà plus
cher que nécessaire au-
jourd’hui, soit 9,5 milliards
de francs par an (redevan-
ces fédérales). De ces 9,5
milliards, 30% seulement
sont affectés à l’infrastruc-
ture, à l’aménagement et à
l’exploitation des routes.
Les autres 70% vont à la
Caisse fédérale et aux
transports publics. 

– une vignette routière à 100
francs aurait de graves
conséquences pour les
entreprises qui ont un parc
automobile important. Le
surcroît de dépenses se-
rait répercuté sur les con-
sommateurs.

– les ménages avec plu-
sieurs véhicules (autos,

plaques interchangeab-
les, motos, remorques,
caravanes) devront encore
plus casquer puisqu’il faut
acheter une vignette par
véhicule bien que l’on ne
puisse jamais utiliser tous
ses véhicules en même
temps. 

– L’automobiliste qui ne
prend que sporadique-
ment l’autoroute devra
soit s’acquitter de la vi-
gnette à 100 francs, soit
renoncer à rouler sur l’au-
toroute ce qui aura pour
conséquence une intensi-
fication de la circulation
dans les villes et villages. 

– la Confédération a encore
bien d’autres projets en ré-
serve pour faire passer à la
caisse les automobilistes.
Le trafic privé est la vache
à lait de la Suisse. En reje-
tant la vignette à 100
francs, nous exprimons
notre ras-le-bol d’être ar-
naqués. 

– Nos routes sont surchar-
gées et ce problème s’in-
tensifie avec l’immigration
incontrôlée. Les heures
d’embouteillage ont dou-
blé entre 2009 et 2012.
L’augmentation de la vi-
gnette n’est pas la pana-
cée contre les bouchons –
aucune mesure n’est pré-
vue pour faire face aux
goulets d’étranglement.
La circulation privée est
priée de passer à la caisse
sans aucune compensati-
on.

Non à la vignette à 100 francs

desabgaben) 9,5 Milliar-
den Franken. Davon flies-
sen nur 30 Prozent zweck-
gebunden in die Strassen.
Die restlichen 70 Prozent
fliessen in die allgemeine
Bundeskasse und in den
öffentlichen Verkehr. 

– Für Unternehmen mit
grossem Fahrzeugbe-
stand hat eine Vignetten-
preiserhöhung um 150
Prozent massive Kosten-
folgen. Die Mehrausgaben
würden auf den Konsu-
menten abgewälzt. Somit
trifft eine Vignettenpreiser-
höhung alle!

– Haushalte mit mehreren
Fahrzeugen (Auto, Wech-
selschilder, Motorräder,
Anhänger, Wohnwagen)
werden unverhältnismäs-
sig zur Kasse gebeten, da
für jedes Fahrzeug eine
 Vignette gekauft werden
muss, obwohl nie alle
Fahrzeuge gleichzeitig
verwendet werden.

– Neu soll für 40 Franken ei-
ne 2-Monats-Vignette ge-
kauft werden können. Da-
von profitieren vor allem
Ausländer, die quer durch
die Schweiz fahren und
unsere Autobahn viele
 Kilometer mehr benutzen
als manche Schweizer.

– Wer die Autobahn nur we-
nig benutzt, wird bei einem
Preis von 100 Franken zu-
künftig auf die Vignette
verzichten. Das hat einen

massiven Mehr-
verkehr in Dör-
fern und Städ-
ten zur Folge.
– Viele weite-
re Projekte sind
aktuell auf Bun-
desebene in der
Pipeline, um
den Privatver-
kehr noch mehr
zur Kasse zu
beten. Der Pri-
vatverkehr ist
die Milchkuh
der Nation. Mit
der Vignetten-
preiserhöhung
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Heute ist es im Kanton Bern
sehr einfach, den Schweizer
Pass zu bekommen. Neben
der Dauer des Aufenthalts
fordert der Kanton Bern ge-
rade einmal eine nicht näher
definierte Verbundenheit mit
der Schweiz als Vorausset-
zung, um einen Antrag auf
Einbürgerung zu stellen.
Dies hat zur Folge, dass vor-
bestrafte Kriminelle sowie
Sozialhilfeempfänger oder
Asylanten eingebürgert wer-
den. Dagegen wehrt sich die

den Schweizer Pass erhal-
ten. Das Begehren der Jun-
gen SVP ist dringend nötig.
Von den zehn Gemeinden mit
den höchsten Einbürge-
rungsquoten befinden sich
mit Burgdorf, Thun und Köniz
gleich deren drei im Kanton
Bern. Zudem nahm die Zahl
der Einbürgerungen im Kan-
ton Bern im Vergleich zu frü-
heren Zeiträumen massiv zu.
Eine (zu) lasche Einbürge-
rungspraktik dient aber we-
der unserem Land, noch för-
dert sie das Zusammenleben
zwischen Schweizern, Ein-

gebürgerten und Auslän-
dern. Der Schweizer Pass ist
keine Hundemarke! 

Mit der Initiative der Jungen
SVP werden klare Regeln ge-
schaffen: Vor dem Schweizer
Bürgerrecht muss eine er-
folgreiche Integration statt-
finden! Stimmen Sie deshalb
am 24. November 2013 Ja
zur kantonalen Volksinitiati-
ve «Keine Einbürgerung von
Kriminellen und Sozialhilfe-
empfängern»!

Erich Hess

Einbürgerung von Kriminellen stoppen
– Ja zur Volksinitiative der Jungen SVP!

Erich Hess
Grossrat, Bern

Aujourd’hui, il est très simple
d’obtenir le passeport suisse
dans le canton de Berne. Ou-
tre la durée du séjour, le can-
ton de Berne n’exige qu’une
attache mal définie avec la
Suisse pour faire une deman-
de de naturalisation. Il en ré-
sulte que des criminels avec
antécédents judiciaires tout
comme des bénéficiaires de
l’aide sociale sont naturali-
sés. Les Jeunes UDC se sont
insurgés contre cette prati-
que et ont lancé l’initiative
«  Non à la naturalisation de
criminels et de bénéficiaires
de l’aide sociale ». Ils posent
des conditions concrètes et
obligatoires aux personnes

En finir avec la naturalisation des criminels – Oui à l’initiative des Jeunes UDC

Junge SVP Kanton Bern mit
ihrer Volksinitiative «Keine
Einbürgerung von Kriminel-
len und Sozialhilfeempfän-
gern». Mit ihrer Volksinitiati-
ve fordert die Junge SVP
konkrete und verbindliche
Anforderungen für Einbür-
gerungswillige. Künftig soll
nur eingebürgert werden,
wer nicht wegen eines Ver-
brechens verurteilt wurde
oder von der sozialen Für-
sorge lebt. Auch müssen
Gesuchsteller künftig zwin-
gend eine Niederlassungs-
bewilligung vorweisen kön-
nen. Weiter fordert die Initia-
tive verbindliche Kenntnisse
einer Amtssprache, dem
Staatsaufbau und der Ge-
schichte unseres Landes. 

Damit erhalten Behörden auf
Gemeinde- und Kantons-
ebene erstmals wirksame In-
strumente, um Bürgerrechts-
gesuche anhand von klaren
Vorgaben und nachweisba-
ren Erfolgen beurteilen zu
können. Dies schafft Rechts-
sicherheit und mindert die
Gefahr, dass schwach- oder
nicht-integrierte Personen

qui veulent être naturalisées.
Désormais qui a commis un
crime, qui vit de l’aide sociale
ou n’en a pas entièrement
remboursé les prestations, ne
sera plus naturalisé. Les re-
quérants devront aussi prou-
ver qu’ils ont un permis d’éta-
blissement. Les Jeunes UDC
demandent également que
les requérants connaissent
une de nos langues officiel-
les, nos structures étatiques
et l’histoire de notre pays. Il
n’y a aucune obligation juridi-
que à accorder le droit de ci-
toyenneté suisse ! 

L’initiative des Jeunes UDC
donne aux autorités commu-

nales et cantonales des in-
struments efficaces pour éva-
luer les demandes de nat -
uralisation satisfaisant des
prescriptions claires et des in-
tégrations réussies. Leur ap-
plication affermit la sécurité
juridique et réduit le risque
que des personnes peu ou
même pas du tout intégrées
reçoivent le passeport suisse.
Cette requête des Jeunes
UDC est grandement néces-
saire. Des communes suisses
avec le taux de naturalisations
le plus élevé, trois soient dans
le canton de Berne  : Bert-
houd, Thoune et Köniz. En
outre le nombre de naturali-
sations dans le canton de

Berne a massivement aug-
menté. Une pratique de natu-
ralisation trop laxiste porte
préjudice à notre pays et n’en-
courage pas la cohabitation
entre Suisses, naturalisés et
étrangers. Le passeport suis-
se n’est pas une « plaquette
pour chien » .

L’application de l’initiative des
Jeunes UDC crée des règles
claires  : l’intégration passe
avant la naturalisation. Votez
Oui le 24 novembre 2013 à
l’initiative populaire cantonale
« Non à la naturalisation de cri-
minels et de bénéficiaires de
l’aide sociale » !

Anzahl Einbürgerungen im Kanton Bern, Vergleich Periode
1992–1998 und Periode 2005–2010. Quelle: EKM
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Auftakt zu den Grossratswahlen 2014 –     

Unterstützen Sie den 

Grossratswahlkampf!

PC 30-2686-3 oder 

IBAN CH65 0900 0000 3000 2686 3

Vermerk: «Wahlen»
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     – Impressionen der DV vom 15.10.2013

260 Kandidatinnen und 
Kandidaten stehen ein für 
sichere Städte und einen 

lebendigen ländlichen Raum, für eine 
gute Versorgung zu fairen Preisen 

für Eigenverantwortung und Freiheit.Sie verdienen Ihre Stimme am 30. März 2014.

Parolen der SVP Kanton Bern
Abstimmung vom 24. November 2013
Eidg. Abstimmungsvorlagen: 
– Eidg. Volksinitiative «1:12 – für gerechte Löhne»: 

NEIN (einstimmig)
– Eidg. Volksinitiative «Familieninitiative: Steuerabzüge auch für

Eltern, die ihre Kinder selber betreuen»: JA (mit grossem Mehr
bei 6 Nein-Stimmen und 4 Enthaltungen)

– Änderung des Bundesgesetzes über die Abgabe für die
 Benützung von Nationalstrassen: NEIN (mit grossem Mehr bei
6 Ja-Stimmen und 4 Enthaltungen)

Kant. Abstimmungsvorlage: 
– Kant. Volksinitiative «Keine Einbürgerung von Verbrechern und

Sozialhilfeempfängern!»: JA (einstimmig bei 1 Enthaltung)
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Milliardenreferendum:
Unterzeichnen auch Sie!
Bernerinnen und Berner haben dem Kanton vor weni-
gen Jahren mit überwältigendem Mehr eine Schul-
denbremse auferlegt – sie soll eine übermässige Ver-
schuldung des Kantons verhindern. Kaum beschlos-
sen, will der Grosse Rat nun zur erneuten Sanierung
der Pensionskassen mehr als 3500 Millionen Franken
zahlen und den Kanton entsprechend neu verschul-
den, und das hinter dem Rücken der Stimmbürgerin-
nen und Stimmbürger. 

Wenn die Pensionskassen einmal mehr saniert werden müssen, soll das
Stimmvolk wenigstens darüber bestimmen können, wie dies geschehen soll. 

Helfen Sie mit, eine Volksabstimmung möglich zu machen, und unterzeich-
nen Sie zusammen mit Ihrer Familie, Ihren Freunden und Bekannten den
diesem Berner Journal beiliegenden Unterschriftenbogen.

Bitte senden Sie den Bogen dann möglichst rasch zurück. 

Herzlichen Dank!

Das Referendumskomitee
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Die Deutschschweizer Er-
ziehungsdirektoren-Konfe-
renz (D-EDK) hat den Ent-
wurf für einen sprachregio-
nalen Lehrplan für die
deutsch- und mehrsprachi-
gen Kantone, den Lehrplan
21, Mitte Jahr zur Konsul -
tation freigegeben. Die inter-
ne SVP-Fachkommission
Erziehung der Grossrats-
fraktion hat sich intensiv mit
dem Papier auseinanderge-
setzt und sieht in mehreren
Bereichen erheblichen An-
passungsbedarf.

– Der Lehrplanentwurf ist
mit über 500 (!) Seiten viel
zu ausführlich ausgefallen
und wäre sowohl für Lehr-
personen, aber auch für
Eltern und für die Lehrbe-
triebe kaum handhabbar.
Auch inhaltlich ortet die
Fachkommission erhebli-
che Mängel.

– Der Lehrplan definiert
Kompetenzen, welche
Schülerinnen und Schüler
nach Abschluss der drei
Zyklen beherrschen müs-
sen (1. Zyklus: Kindergar-
ten und 1./2. Klasse, 2. Zy-
klus: 3.–6. Klasse, 3. Zy-
klus: 7.–9. Klasse). Viele
Kompetenzen werden je-
doch zu offen formuliert

Stellungnahme der SVP betreffend 
Lehrplan 21

Lars Guggisberg, Grossrat,
Präsident Fachkommission
 Erziehung, Kirchlindach

und enthalten keine In-
haltsbezüge. Damit be-
steht die Gefahr, dass der
Unterricht inhaltlich belie-
big wird und kein Wissen
vorhanden ist, an welchem
die Kompetenzen auch
angewendet werden kön-
nen. Gerade dies wäre
aber für weiterführende
Schulen und die Lehrbe-
triebe sehr wichtig.

– Der Lehrplan legt ein viel
zu grosses Gewicht auf
Lerninhalte, die später für
die Lehrbetriebe und die
Wirtschaft wenig Nutzen
bringen. Mit zu prominent
abgehandelten Themen
wie nachhaltige Entwick-
lung, Gender und interkul-
turelle Verständigung wird
der Lehrplan überladen.
Zudem führen sie zu einer
«Verpolitisierung» der
Schule, was zu vermeiden
ist.

– Der Lehrplan trägt dem
Ziel, die Schülerinnen und
Schüler auf das Berufsle-
ben oder weiterführende
Schulen vorzubereiten, zu
wenig Rechnung. Von zen-
traler Bedeutung wären
dabei auch die Koopera-
tionen mit der Wirtschaft
und der Arbeitswelt, die im
Lehrplan-Entwurf eindeu-
tig zu kurz kommen.

– Sowohl Lehrmeisterinnen
und Lehrmeister als auch
weiterführende Schulen
bemängeln heute die Fä-
higkeiten der Schulabgän-
ger in den Schlüsselfä-
chern Deutsch und Mathe-
matik. Der Wille zur Ver-
besserung dieser Situation
ist nicht ersichtlich.

– Schliesslich ist der Lehr-
plan im Fachbereich
«Ethik, Religionen, Ge-
meinschaft» von Grund
auf zu überarbeiten. Er
schlägt eine vergleichende
Religionskunde vor, an-
statt einen Schwerpunkt
auf Überlieferungen der

christlichen Tradition zu
setzen.

Die D-EDK wird den Lehr-
plan 21 nun überarbeiten
und Ende 2014 den Kanto-
nen zur Einführung überge-
ben. Die Grossrätinnen und
Grossräte der Fachkommis-
sion werden auch bei der
Umsetzung des Lehrplans
21 in den kantonalen Lehr-
plan mit aller Kraft für die
umschriebenen Forderun-
gen einstehen. Wir bleiben
am Ball!

Die gesamte Vernehmlas-
sung wurde in der Fachkom-
mission mit Hilfe der Gross-
ratsmitglieder Käthi Wälchli,
Béatrice Struchen, Ueli
Augstburger und insbeson-
dere Sabina Geissbühler
und Peter Brand erarbeitet. 

Sie finden den ausführlichen
Wortlaut auf 
www.svp-bern.ch.

Für die Fachkommission
 Erziehung der Grossrats-
fraktion:

Lars Guggisberg
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Miriam Gurtner ist Fraktions-
sekretärin der SVP Bundes-
hausfraktion und Kandidatin
für die Gemeinderatswahlen
2013 in Konolfingen und die
Grossratswahlen 2014.

Womit hast Du dein erstes
Geld verdient?
Während dem Studium hatte
ich verschiedene Nebenjobs
im Altersheim, als Pizza-Ku-
rier und im Bundessicher-
heitsdienst.

Weshalb engagierst Du
dich in der SVP?
Insbesondere in der heutigen
Zeit, in welcher immer mehr
Leute lieber laut ausrufen an-
statt sich selber zu engagie-
ren, ist es besonders wichtig,
dass man die Probleme sel-
ber anzugehen und zu lösen
versucht – also engagieren
statt reklamieren. Die SVP ist
die einzige Partei, die sich für
eine eigenständige, sichere
und unabhängige Schweiz
einsetzt, liberale Werte ver-
tritt und die Eigenverantwor-
tung ins Zentrum setzt. Diese
Politik möchte ich mit aller
Kraft unterstützen.

Was hat dir dein Engage-
ment für die Partei bisher
persönlich gebracht?
Da die SVP gleichzeitig auch
mein Arbeitgeber ist, hat mir
mein Engagement natürlich
schon einige spannende und
lehrreiche Momente be-
schert. Bisher durfte ich aber

Steckbrief
Name: Miriam Gurtner
Wohnort: Konolfingen
Geburtstag: 27. Februar 1980
Beruf: Lic.phil.hist, Fraktions-
sekretärin der SVP-Bundes-
hausfraktion
Hobbys: Kochen, Reisen,
 Kino, Freunde treffen
Politische Funktionen:
Vorstand SVP Konolfingen,
Kandidatin Gemeinderats -
wahlen Konolfingen, Kandida-
tin Berner Grossratswahlen

vor allem vom Hintergrund
aus meine Politik und Mei-
nung einbringen, nun hoffe
ich, dass ich dies auch als
 gewählte Mandatsträgerin
im Konolfinger Gemeinderat
oder im bernischen Grossen
Rat tun kann.

Du hast drei Wünsche
frei…
Ich wünsche mir, dass…
1) Eigenverantwortung wie-

der belohnt wird und
Staatsaufgaben reduziert
werden

2) die Schweiz ihre Unab-
hängigkeit wahren kann
und Volksentscheide wie-
der respektiert werden,
ansonsten wird unsere
Demokratie zur Farce

3) die Autofahrer nicht mehr
als Milchkühe der Nation
ausgenommen werden.

Mit wem würdest Du gern
einmal essen gehen?
Roger Federer.

Worauf würdest Du nie im
Leben verzichten?
Gutes Essen .

Was bringt dich auf die
Palme?
Staus und Sonntagsfahrer.

Wo siehst Du dich in 
10 Jahren?
Mit einer glücklichen Familie
in einem kleinen Häuschen
am Dorfrand von Konolfin-
gen. Politisch würde es mich
freuen, wenn ich als Gemein-
derätin oder Grossrätin für
die Werte und Ziele der SVP
kämpfen könnte.

Judith Rawyler ist ehemalige
Gemeindepräsidentin und
ak tuell Sektionspräsidentin
in Bellmund.

Womit hast Du dein erstes
Geld verdient?
Ich habe zwei Kinder bei der
Nachbarfamilie gehütet.
Nebst einem kleinen Sack-
geld haben mir diese zwei
Buben immer sehr viel Ab-
wechslung gebracht.

Weshalb engagierst Du
dich in der SVP?
Diese Partei ist mir mit ihren
traditionellen Werten am
nächsten. In der SVP schätze
ich den Teamgeist, die kame-
radschaftlichen Beziehun-
gen auf verschiedenen Stu-
fen und die Offenheit.

Was hat dir dein Engage-
ment für die Partei bisher
persönlich gebracht?
Viele gute Beziehungen bei
Anlässen und Versammlun-
gen. Reger Austausch und
interessante Erfahrungen bei
Wahl- und Abstimmungs-
kämpfen waren für mich im-
mer sehr wertvoll. Die per-
sönlichen Kontakte mit ganz
verschiedenen Menschen
aus unterschiedlichen Le-
bens- und Berufsfelder ha-
ben mich bereichert.

Steckbrief
Name: Judith Rawyler
Wohnort: Bellmund
Geburtstag: 19. März 1951
Beruf: Innenarchitektin
Hobbys: Malen, Wandern,
Schwimmen und Familie
Politische Funktionen:
– 12 Jahre Gemeindepräsi-

dentin, in dieser Funktion
Vorstandsmitglied der Wirt-
schaftskammer Biel-Seeland
und Vorstandsmitglied Ver-
band Bernischer Gemeinden

– Heute Parteipräsidentin der
Sektion Bellmund und Dele-
gierte SVP Schweiz

– Mitglied im Wahlausschuss
vom Wahlkreisverband Biel-
Seeland

Du hast drei Wünsche
frei…
Die traditionelle Familie soll
gleich behandelt werden wie
alle andern. Die Kriminellen
müssen massiv stärker be-
straft und die vorhandenen
Gesetze besser umgesetzt
werden.

Mit wem würdest Du gern
einmal essen gehen?
Mit Bundesrat Ueli Maurer.

Worauf würdest Du nie im
Leben verzichten?
Auf meine Familie, den lieben
Freundeskreis und die vielen
guten Kontakte mit aufge-
stellten und interessanten
Menschen.

Was bringt dich auf die
Palme?
Wenn man nicht ehrlich ist,
und Menschen welche sich in
der Öffentlichkeit mit den
Handys oder dem iPod von
der Aussenwelt abschotten.

Wo siehst Du dich in 
10 Jahren?
Nebst der Politik, die Familie
und die schöne Natur genies-
sen können.

Miriam Gurtner Judith Rawyler

Engagierte SVP-Frauen stellen sich vor
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Hauptthema der nächsten
Session des Grossen Rates
werden der Bericht des
 Regierungsrats über die An-
gebots- und Strukturüberprü-
fung (ASP), das Budget und
der Finanzplan sein. Der Be-
richt zur ASP ist das Resultat
eines Prozesses, den der Re-
gierungsrat letzten Herbst

ten der Regierung werden uns
hoffentlich Hinweise für die
Vorbereitung der Debatte im
November geben. 

Rot-grüne Akzente
Obwohl in einigen Bereichen
deutlich sichtbar ist, dass die
Prioritätensetzung des Regie-
rungsrats bei den vorgeschla-
genen Entlastungsmassnah-
men politisch und damit rot-
grün gefärbt ist, wird es darum
gehen, zusammen mit den an-
deren bürgerlichen Parteien
ein «Abstürzen» des Pakets zu
verhindern. Entsprechende
Gespräche finden statt. Ich
bin zuversichtlich, dass wir
unter den Bürgerlichen Kom-
promisse finden, die auch für
unsere Fraktion tragbar sind.
Wichtig ist, dass allfällige, aus
dem Paket des Regierungs-
rats  hinaus gebrochene
Massnahmen durch Einspa-
rungen in anderen Bereichen
kompensiert werden. Solche
Kompensationsmöglichkei-
ten sollen nicht zuletzt unsere
Interpellationen aufzeigen. Ich
denke hier vor allem an die
vom Regierungsrat vorge-

schlagenen Massnahmen im
Bereich Spitex und im Alters-
und Behindertenbereich, die
auch in unseren Reihen zu re-
den geben.

Steuererhöhungen 
verhindern
Wir werden uns in der Debatte
stets vor Augen halten müs-
sen, dass die SP offen dafür
kämpft, das Paket scheitern
zu lassen und stattdessen ei-
ne Steuererhöhung fordert.
Eine Steuererhöhung ist aber
das Letzte, was der Kanton
Bern im heutigen Zeitpunkt
braucht. Wir haben bekannt-
lich kein Einnahmen- sondern
ein Ausgabenproblem. Die
Kantonsausgaben – und übri-
gens auch die im Verbund mit
den Gemeinden getragenen
Lasten – sind in den vergan-
genen Jahren unkontrolliert
gewachsen. 
Darum wird unsere Fraktions-
arbeit einem Ziel verpflichtet
sein: Aufgaben abbauen und
Ausgaben senken!

Peter Brand

Peter Brand, Grossrat und
Fraktionspräsident, 
Münchenbuchsee

endlich gestartet hat, nach-
dem wir von der SVP seit Jah-
ren immer wieder mit Nach-
druck auf die sich abzeich-
nenden Engpässe bei den
Kantonsfinanzen und auf den
dringenden Handlungsbedarf
hingewiesen haben. Nach
jahrelangem Zögern hat der
Regierungsrat nun einen Be-
richt vorgelegt, der eher ei-
nem weiteren Spar- und Ein-
nahmenerhöhungspaket als
einer wirklich strategischen
Aufgabenüberprüfung ähnelt. 

SVP-Interpellationen für
Zusatzinformationen
Unsere dringliche Motion
zwang den Regierungsrat,
den Bericht zur ASP vor den
Sommerferien zu publizieren.
Dies machte es möglich, dass
sich die SVP Grossratsfrak -
tion an einer ausserordentli-
chen Sitzung anfangs Juli mit
dem Bericht befassen konnte.
Wir haben daraufhin 9 dringli-
che Interpellationen einge-
reicht, um zusätzliche Infor-
mationen zu erhalten und um
auf zusätzliches Sparpoten -
tial hinzuweisen. Die Antwor-

Vorschau auf die November-Session 2013

Die SVP Kanton Bern hat
seit langem vor neuen Aus-
gaben gewarnt und das
Ausmass des befürchteten
Defizits im Kantonshaushalt
ist nun absehbar. Grund da-
für ist die links-grüne Aus-
gabeneuphorie in einzelnen
Bereichen. Die nun be-
schlossenen Massnahmen
hätten längst erfolgen sol-
len.
Am 17.10.2013 hat der Regie-
rungsrat angesichts des dro-
henden Defizits von 170 Mio.
Franken ein Ausgabenmora-
torium für aufschiebbare Auf-
gaben sowie den Verzicht auf
die Besetzung vakanter Stel-
len bis Ende Jahr und auf die
Schaffung neuer befristeter
Stellen beschlossen. Dass der
Regierungsrat angesichts der
Finanzsituation und der ho-
hen Steuern überhaupt neue

Die SVP-Grossratsfraktion
wird sich in der November-
session dafür einsetzen, dass
jeder Franken zielorientiert bei

den Bürgerinnen und Bürgern
eingesetzt und auf ideologi-
sche Planstellen in der Ver-
waltung verzichtet wird.

Stellen besetzen wollte, ist
hochoriginell. Kein Arbeitge-
ber käme auf die Idee, neue
Stellen zu schaffen, wenn das
Geld dazu nicht vorhanden
ist. Bereits im Sommer war
das Defizit absehbar, warum
handelte der Regierungsrat
erst jetzt?

Die defizitäre Situation im
Kantonshaushalt zeigt, wie
dringend nötig ein echter Auf-
gabenverzicht ist. Dieser
muss die Basis sein für die
Diskussion im Grossen Rat.
Neue und unnötige Aufgaben
wie das geplante neue Inte-
grationsgesetz, die Überprü-
fung der Grundstücksbewer-
tungen und die Förderung der
Basisstufe sind nicht nur zu
sistieren, sondern gänzlich zu
streichen, um die damit ver-
bundenen Planungsstellen
einsparen zu können.

Stellenstopp längst fällig
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ASP wird im Kanton Bern
sehr wahrscheinlich zum
(Un)Wort des Jahres 2013.
ASP steht für Angebots- und
Strukturüberprüfung. Der
Regierungsrat hat dieses
Programm kurz vor den
Sommerferien präsentiert.
Ziel ist es, die Kantonsfinan-
zen wieder ins Lot zu brin-
gen. Die anvisierten Einspa-
rungen betragen jährlich 231
Mio. Franken (2014) bis 491
Mio. Franken (2017).

dämpfen nicht angenehm
ist, sondern weil so lange zu-
gewartet worden ist. Die
Summe, welche der Kanton
nicht mehr ausgeben kann
und soll ist umso grösser ge-
worden.
Nichtsdestotrotz ist das Pa-
ket notwendig. Der Kanton
Bern kann nicht langfristig
über seine Verhältnisse le-
ben. Das kann und darf keine
Gemeinde, das kann und
darf keine Familie. Wir müs-
sen uns somit alle an dieser
schwierigen Aufgabe betei-
ligen. Schliesslich müssen
wir an die jüngeren Genera-
tionen denken: Wir dürfen
diesen nicht einen hochver-
schuldeten Staat überge-
ben.

Bürgerliche Lösung ange-
strebt
Zurzeit findet eine teilweise
sehr emotionale Debatte
statt, weil die Massnahmen
zum Teil wichtige Leistungen
des Staates betreffen. Viele
Verbände und Organisatio-
nen wehren sich gegen die
vorgesehenen Kürzungen.
Zum Teil ist die Kritik berech-
tigt. Es gibt tatsächlich

Massnahmen, welche zu-
mindest diskutabel sind, weil
diese wichtige Leistungen
treffen, welche die Bürgerin-
nen und Bürger direkt bezie-
hen. Die SVP Fraktion wird
alle Vorschläge kritisch über-
prüfen und nicht vergessen,
dass die ASP-Massnahmen
von einem rot-grün domi-
nierten Regierungsrat vorge-
schlagen worden sind. Diese
politische Färbung ist er-
kennbar und man kann sich
des Eindrucks nicht verweh-
ren, dass gewisse Massnah-
men extra bürgerliche Kreise
treffen sollen.
Die SVP Fraktion wird sich
aber mit Sicherheit dafür en-
gagieren, dass nach der No-
vembersession das Ziel der
Einsparungen erreicht wird,
damit das Budget 2014 zu-
mindest ausgeglichen ist.
Dabei wird die von SP-Krei-
sen diskutierte Steuererhö-
hung keine Option sein.

Manfred Bühler

Manfred Bühler, Grossrat,
Cortébert

Fette Jahre vorbei
Im Jahr 2012 hat der Kanton
Bern zum ersten Mal seit
1997 wieder einen Aufwand-
überschuss in der laufenden
Rechnung ausgewiesen in
der Höhe von fast 200 Mio.
Franken. In den 13 vorange-
henden Jahren konnten je-
weils mehr oder weniger
grosse Überschüsse dem
Schuldenabbau dienen. Im
Frühjahr 2012 hat die Fi-
nanzdirektion berechnet,
dass dem Kanton ein jährli-
ches strukturelles Defizit von
über 400 Mio. Franken
droht, wenn sich nichts än-
dert.

Nicht über Verhältnisse le-
ben
Vor diesem Hintergrund ist
klar, dass griffige Massnah-
men notwendig sind. Nach-
dem die SVP seit Jahren oh-
ne Erfolg eine Bremsung des
Ausgabenwachstums vom
rot-grün dominierten Regie-
rungsrat gefordert hat, hat
sich endlich etwas geändert.
Der Regierungsrat hat nun
das ASP-Paket geschnürt.
Das Paket ist aber bitter,
nicht nur weil Ausgaben zu

ASP – bitter notwendig

I m p r e s s u m
R e d a k t i o n
Al ik i  M. Panayides, Bern,  
Reto Niederhauser,  Bern
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Wir
engagieren

uns…

Beitrittskarte

www.svp-bern.ch

Für die 
Mitglieder-

Werbung 
neue 

Beitrittskarte
vom 

Sekretariat

Drucksachen mit dem 
neuen vierfarbigen Logo

können zu günstigen 
Bedingungen beim 

Sekretariat bestellt werden:

Unterstützen Sie uns und werden auch Sie Mitglied der

Schweizerische Volkspartei, Kanton Bern, 3000 Bern 25Postkonto 30 - 2686 - 3, www.svp-bern.ch

Wir setzen uns ein
…für Ihre Sicherheit

…für mehr Arbeitsplätze
…für eine gesicherte Altersvorsorge

…für die Gewerbefreiheit
…für eine produzierende Landwirtschaft…gegen Asylrechtsmissbrauch

…gegen neue Steuern, Abgaben und Gebühren

Werner Salzmann
Präsident SVP Kanton Bern Nadja Pieren, NationalrätinVizepräsidentin SVP Schweiz

Wir engagieren uns für Sie!
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Briefbogen Format A4
500 Blatt       Fr. 60.–

1’000 Blatt Fr. 110.–

Kuverts, weiss, Format C5
selbstklebend, mit oder ohne Fenster

500 Stück Fr. 75.–
1’000 Stück Fr. 140.–

Mehrpreis für zusätzlichen Aufdruck 
der Sektion auf neutrale Briefbogen 
oder Kuverts (ev. mit PP-Stempel)
ist möglich:

500 Briefbogen Fr. 60.–
1’000 Briefbogen Fr. 85.–

500 Kuverts Fr. 60.–
1’000 Kuverts Fr. 85.–


